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Im Focus

Vereinbarkeit von Windenergieanlagen und Artenschutzvorgaben
Die Genehmigung einer Windenergieanlage ist mit den Vorgaben des Artenschutzes in Bezug auf den Wespenbussard vereinbar,
da es sich hierbei nicht um eine windkraft-sensible Art handelt. Mit dieser Bewertung hat das OVG Koblenz durch seine Beschlüsse
vom 14.01.2019 – 1 B 11314/19.OVG und vom 28.01.2019 – 1 B 11215/19.OVG entschieden, dass im Windpark Pferdsfeld im
Gebiet des Landkreises Bad Kreuznach sieben geplante Windenergieanlagen errichtet werden dürfen. 
Im April 2017 erteilte der Landkreis Bad Kreuznach der projektierenden Firma die für sofort vollziehbar erklärte immissionsschutz-
rechtliche Genehmigung zur Errichtung von sieben Windenergieanlagen im Windpark Pferdsfeld. Die Antragsteller – ein Natur-
schutzverein und vier Eigentümer von in der Nähe der geplanten Anlagen liegenden Grundstücken – erhoben Widerspruch gegen
die Genehmigung und stellten beim Verwaltungsgericht Koblenz einen Antrag auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes. Das
Verwaltungsgericht gab dem Eilantrag des Naturschutzvereins statt, weil es die angefochtene Genehmigung für nicht vereinbar
mit den Vorgaben des Artenschutzes in Bezug auf den Wespenbussard hielt. Die Eilanträge der anderen Antragsteller lehnte es
hingegen ab. Der Landkreis Bad Kreuznach, die beigeladene Firma sowie die Grundstückseigentümer legten Beschwerde ein.
Auf die Beschwerde des Landkreises Bad Kreuznach und der beigeladenen Firma lehnte das OVG den Eilantrag des Naturschutz-
vereins ab. Die Beschwerden der anderen Antragsteller – der Grundstückseigentümer – wies das OVG zurück. Die Genehmigung
sei entgegen der Auffassung der Vorinstanz mit den Vorgaben des Artenschutzes in Bezug auf den Wespenbussard vereinbar.
Denn bei dem Wespenbussard handele es sich nicht um eine windkraftsensible Art, so dass es keiner Raumnutzungsanalyse
 bedurft habe, wie sich aus der von der Staatlichen Vogelschutzwarte für Hessen, Rheinland-Pfalz und das Saarland erstellten
 Auflistung windkraftsensibler Brutvogelarten ergebe, die als Stand der Wissenschaft anzusehen sei. Keine durchgreifenden
 Bedenken bestünden auch in Bezug auf die Beachtung des Artenschutzes hinsichtlich weiterer Vogelarten und bezüglich des
 Fledermausschutzes.                                                                                                                                                                     > DokNr. 19005019

FG Hamburg: Zweifel an Verfassungsmäßigkeit des Abzinsungssatzes von 5,5% für Verbindlichkeiten
Das FG Hamburg hat ernstliche verfassungsrechtliche Zweifel an dem festgelegten Zinssatz von 5,5 % gem. § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG
bei der Abzinsung von Verbindlichkeiten geäußert und daher einem Antragsteller vorläufigen Rechtsschutz gewährt, Beschluss
vom 31.01.2019 – 2 V 112/18. Die Beschwerde an den BFH wurde zugelassen. 
Nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG sind unverzinsliche Verbindlichkeiten, deren Laufzeit am Bilanzstichtag mehr als zwölf Monate beträgt
und die nicht auf einer Anzahlung oder Vorauszahlung beruhen, mit einem Zinssatz von 5,5 % abzuzinsen. In einer anhaltenden
Niedrigzinsphase sind die in den Steuergesetzen festgelegten typisierenden Zinssätze von 6 % (§ 238 AO und § 6a Abs. 3 Satz 3
EStG) bzw. von 5,5 % (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG) zunehmend in die Kritik geraten, weil sie durch ihre »realitätsferne Bemessung« den
Bezug zum langfristigen Marktzinsniveau verloren haben. Beim Bundesverfassungsgericht sind verschiedene Verfahren zur Frage
der Verfassungsmäßigkeit der Zinssätze anhängig (2 BvR 2706/17, 2 BvL 22/17, 1 BvR 2237/14 und 1 BvR 2422/17).
Auch der BFH hat mit zwei Beschlüssen schwerwiegende verfassungsrechtliche Zweifel an der 6%igen Zinshöhe unter Bezug auf
§233a AO iVm. § 238 Abs. Satz 1 AO geäußert. Zugleich setzt die Verwaltung seit Ende 2018 auf Antrag die Vollziehung von Zins-
bescheiden für Verzinsungszeiträume ab dem 01.04. 2012 aus. 
Das FG Hamburg teilt vor diesem Hintergrund die Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des Abzinsungssatzes und gewährte
 daher eine Aussetzung der Vollziehung.                                                                                                                                    > DokNr. 19005018
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